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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Mai 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 176. Sit- 
zung am 3. Mai 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 12. April 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über die Versorgung für die ehemaligen 
Soldaten der Bundeswehr und ihre Hinter- 
bliebenen (Soldatenversorgungsgesetz — SVG) 

- Drucksachen 3366, 2504 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs, 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 3. Mai 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18, April 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Budiclruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen Soldaten der 
Bundeswehr und ihre Hinterbliebenen 
(Soldatenversorgungsgesetz - SVG) 


1. Zu § 10 

In Absatz 3 Satz 1 sind hinter dem Wort 
„Lehrer“ die Worte einzufügen „ , der Be- 
zirksnotare in Baden-Württemberg“. 

Begründung 

Es ist erforderlich, in § 10 Abs. 3 auch die 
Stellen der württembergischen Bezirksnotare 
vom Stellenvorbehalt auszunehmen. Die Be- 
zirksnotare haben richterliche Funktionen 
auf dem Gebiet des Nachlaß-, Vormund- 
schafts- und Grundbuchwesens und Aufgaben 
der öffentlichen Notare wahrzunehmen. Sie 
müssen sich einer Sonderausbildung von 
sechsjähriger Dauer unterziehen. Ihre Stellen 
kommen deshalb für Inhaber von Zulas- 
sungsscheinen praktisch nicht in Betracht. 

2. Zu § 19 

a) Absatz 1 Satz 1 ist folgende Fassung zu 
geben: 

„Bei Bemessung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge wird für je sechs Dienst- 
jahre seit der Anstellung eine Beförde- 
rung berücksichtigt, soweit sie der regel- 
mäßigen Dienstlaufbahn entspricht.“ 

b) Absatz 4 ist folgende Fassung zu geben: 

„(4) Flat der Berufsoffizier bei Eintritt 
des Versorgungsfalls eine Dienstzeit von 
mehr als sechsunddreißig Jahren seit der 
Ernennung zum Leutnant oder zu einem 
entsprechenden Dienstgrad zurückgelegt, 
so gilt für den Dienstgrad, der bei Been- 
digung des Berufssoldatenverhältnisses in 
der regelmäßigen Dienstlaufbahn erlangt 
ist, das Erfordernis von sechs Dienstjah- 
ren als erfüllt.“ 


Begründung zu a) und b) 
Abweichend von der Regierungsvorlage hat 
der Bundestag den sechsjährigen Beförderungs- 
schnitt durch einen fünfjährigen ersetzt. Für 
Bundesbeamte und für die unter Gesetz zu 
Artikel 131 GG fallenden Beamten und frü- 
heren Wehrmachtangehörigen gilt jedoch wei- 
terhin der Sechsjahresschnitt. Eine unterschied- 
liche Behandlung ist sachlich nicht gerecht- 
fertigt und rechtlich wegen Verstoßes gegen 
den Gleichheitsgrundsatz unzulässig. Eine all- 
gemeine Änderung der Vorschriften über den 
Beförderungsschnitt (unter Einbeziehung der 
Bundesbeamten und der unter das Gesetz zu 
Artikel 131 GG fallenden Personen) würde 
dem Bedenken begegnen, daß die erforder- 
liche Verwaltungsmehrarbeit (Neuberechnung 
der Versorgungsbezüge) in keinem angemes- 
senen Verhältnis zu dem sachlichen Nutzen 
stände. 

3. Zu § 27 

a) In § 27 ist das Wort „Wehrdienstbeschä- 
digung“ durch die Worte „eines Dienstun- 
falls“ zu ersetzen. 

b) Folgende Absätze 2 bis 5 sind anzufügen: 

„(2) Dienstunfall ist ein auf äußerer 
Einwirkung beruhendes plötzliches, ört- 
lich und zeitlich bestimmbares, einen Kör- 
perschaden verursachendes Ereignis, das 
in Ausübung oder infolge des Dienstes 
eingetreten ist. 

(3) Zum Dienst gehören auch 

1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienst- 
liche Tätigkeit am Bestimmungsort, 
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2. das Zurücklegen des mit dem Dienst zu- 
sammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle, 

3. die Teilnahme an dienstlichen Veran- 
staltungen. 

(4) Erkrankt ein Berufssoldat, der nadi 
der Art seiner dienstlichen Verrichtung der 
Gefahr der Erkrankung an bestimmten 
Krankheiten besonders ausgesetzt ist, an 
einer solchen Krankheit, so liegt ein 
Dienstunfall vor, es sei denn, daß er sich 
die Krankheit außerhalb des Dienstes zu- 
gezogen hat. Die in Betracht kommenden 
Krankheiten bestimmt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung. 

(5) Dem durch Dienstunfail verursach- 
ten Körperschaden gleichzuachten ist ein 
Körpersdiaden, den ein Berufssoldat au- 
ßerhalb seines Dienstes erleidet, wenn er 
im Hinblick auf sein pflichtgemäßes dienst- 
liches Verhalten angegriffen wird.“ 

c) Die Überschrift des § 27 ist wie folgt zu 
fassen: 

„Unfallruhegehalt“. 

Begründung zu a), b) und c) 

Der Vorschlag stellt die Regierungsvorlage 
(§§ 24 und 25 des Entwurfs) wieder her. Das 
erhöhte Unfallruhegehalt steht den Bundes- 
und Landesbeamten und den unter Artikel 
131 GG fallenden ehemaligen berufsmäßigen 
Wehrmachtangehörigen nur zu, wenn sie einen 
Dienstunfall erlitten haben. Es erscheint nicht 
gerechtfertigt, den Soldaten der Bundeswehr 
in allen Fällen Unfallversorgung zu gewäh- 
ren, in denen eine Gesundheitsstörung infolge 
einer Dienstverrichtung oder infolge der dem 
Dienst eigentümlichen Verhältnisse zu ihrem 
Ausscheiden aus dem aktiven Dienst geführt 
hat. Die Gewährung von Unfallruhegehalt 
hatte auch nach dem Wehrmachtfürsorge- und 
Versorgungsgesetz in der Fassung von 1941 
(§ 49 Abs. 5) das Vorliegen eines Dienstunfal- 
les im Sinne des Beamtengesetzes zur Voraus- 
setzung. 

4. Zu § 88 

a) Absatz 1 sind folgende Sätze 2 und 3 an- 
zufügen: 

„Die persönlichen und sächlichen Kosten 
der Durchführung trägt der Bund. Das 


Nähere bestimmt eine Rechtsverordnung 
der Bundesregierung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf; diese Rechtsver- 
ordnung kann eine pauschale Abgeltung 
der Kosten vorsehen.“ 

Begründung 

Nach § 88 Abs. 1 soll das Gesetz im Auf- 
trag des Bundes durchgeführt werden. 
Wenn dem Bund eine maßgebliche Ein- 
flußnahme auf die Durchführung einge- 
räumt wird, dann ist es unabweisbar, daß 
er die Verwaltungskosten den Ländern 
erstattet. Aus technischen Gründen emp- 
fiehlt sich eine pauschale Kostenabgeltung. 

b) Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Zuständige oberste Bundesbehörde ist 
der Bundesminister für Arbeit, soweit 
die Beschädigtenversorgung in der Ge- 
währung sozialer Fürsorge nach den §§ 25 
bis 27 des Bundesversorgungsgesetzes be- 
steht, der Bundesminister des Innern.“ 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 88 Abs. 7. 

c) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende neue 
Fassung: 

„Weisungen, die eine grundsätzliche über 
den Fall hinausgehende Bedeutung haben 
oder einen Härteausgleich betreffen, er- 
teilt er im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verteidigung.“ 

Begründung 

Klarstellung, daß es sich nur um ein Wei- 
sungsrecht des zuständigen Bundesmini- 
sters im Rahmen des Artikels 85 GG han- 
delt, nicht jedoch um ein selbständiges 
Entscheidungsrecht, für welches dem Bun- 
desminister die Kompetenz fehlen würde. 

d) In Absatz 7 werden die Worte „Die Ab- 
sätze 1 bis 6 gelten nicht“ ersetzt durch 
die Worte „Die Absätze 3 und 6 gelten 
nicht“. 

Begründung 

Absatz 1 in der geänderten Fassung und 
die bisherigen Absätze 4 und 5 sind auch 
auf die Gewährung sozialer Fürsorge und 
nach den §§ 25 bis 27 des Bundesversor- 
gungsgesetzes anwendbar. Daher muß 
Absatz 7 entsprechend geändert werden. 
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